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Skepsis in
NRW gegen

Linke
SPD und Grüne in Nord-
rhein-Westfalen haben zu-
rückhaltend auf die Koali-
tionssignale der Linken
auf dem Parteitag reagiert.

KÖLN/MÜNCHEN.
Die Äußerungen der Linken
seien Zwischensignale, „die
ich nicht kommentiere. Ent-
scheidend ist der Tag der Ver-
handlung“, sagte die Vorsit-
zende der NRW-SPD, Han-
nelore Kraft. SPD-Chef Sig-
mar Gabriel kritisierte das
Nein der FDP zu einer Ampel
scharf. Die Vorsitzende der
nordrhein-westfälischen Grü-
nen, Sylvia Löhrmann, rea-
gierte ebenfalls skeptisch auf
die Aussagen der Linken. Für
sie komme es auf die Gesprä-
che in der nächsten Woche
an. „Entscheidend ist neben
Inhalten auch die Verläss-
lichkeit der Linkspartei im
Parlament“, sagte Löhrmann.
Auf dem Parteitag hatte der
scheidende Linke-Vorsitzende
Oskar Lafontaine die Bereit-
schaft seiner Partei für eine
Regierungskoalition in Nord-
rhein-Westfalen bekräftigt.

Wegen des schwarz-gelben
Wahldebakels in Nordrhein-
Westfalen ist in der bayeri-
schen Staatsregierung ein Koa-
litionskrach ausgebrochen.
Ministerpräsident und CSU-
Chef Horst Seehofer machte
die FDP für den Machtverlust
der christlich-liberalen Regie-
rung in NRW verantwortlich.
Mit der durch FDP-Chef
Westerwelle begonnenen „So-
zialstaatsdebatte“ habe man
dem linken Spektrum einen
Gefallen getan. AFP/ddp

„Wir sprechen die Nichtwähler an“
Im TA-Gespräch: Angelika Beer, Spitzenpolitikerin der Piratenpartei, über neue Ziele nach dem Bundesparteitag
1,5 Prozent hat die Piraten-

partei bei der Landtagswahl in
NRW erreicht. Sind Sie mit
dem Ergebnis zufrieden?

Insgeheim hatten wir uns um
die 3 Prozent erhofft. Allerdings
befinden sich die Strukturen der
Piratenpartei gerade in Nord-
rhein-Westfalen noch im Auf-
bau. Außerdem hat der Zwei-
kampf zwischen Jürgen Rütt-
gers und Hannelore Kraft politi-
sche Inhalte überlagert. Deshalb
sind 1,5 Prozent ein Erfolg.

Halten Sie den Einzug in ein
Landesparlament in naher
Zukunft für realistisch?

Durchaus. Wir sind eine jun-
ge Partei mit enormem Mitglie-
derzuwachs. Beim Bundespar-
teitag wurde am Wochenende
über 135 Anträge abgestimmt.
Das zeigt, dass wir viel mehr
sein werden als ein Sammelbe-
cken für Computerfreaks. Wir
wollen uns auch für den Abzug
aus Afghanistan, ein Engage-
ment gegen Rechts oder Atom-
kraft-Alternativen stark machen.

Je größer das Spektrum, des-
to ähnlicher werden die Pira-
ten den etablierten Parteien.

Wenn das so wäre, würden
wir uns selbst überflüssig ma-

Angelika Beer (52), ehe-
malige Bundesvorsitzen-
de der Grünen, will nun
mit der Piratenpartei in
die deutschen Parlamen-
te einziehen.

chen. Wir wollen, dass sich bei
uns die Masse der Nichtwähler
wiederfindet. Diejenigen, die
sich von der Politik enttäuscht
abgewandt haben. Deshalb fal-
len bei den Piraten alle Ent-
scheidungen basisdemokratisch.
Was uns trennt von den anderen
ist deren Beliebigkeit auf dem
Weg zur Machtbeteiligung und
das Durchdrücken von Entschei-
dungen von oben nach unten.

In Thüringen haben Sie mit
den Grünen aber ein Koope-
rationsbündnis geschlossen.

Warum nicht? Meine Kritik
gilt lediglich den Bundesgrü-

nen. In den Ländern und auf
EU-Ebene kann die Kooperati-
on durchaus Sinn machen.

Streben Sie als ehemalige
Grünen-Vorsitzende jetzt auch
bei den Piraten nach hohen
politischen Ämtern?

Nein, mein derzeitiges inter-
nationales Engagement als
Vorsitzende des Parlamentari-
schen Netzwerks für Konflikt-
Prävention wäre mit der Über-
nahme eines verantwortungs-
vollen Amtes in der Piratenpar-
tei nicht gut vereinbar.

Gespräch: Gottfried Mahling

KURZ & KNAPP

GENESUNG.
Der seit einer Woche er-
krankte Bundesfinanzminis-
ter Wolfgang Schäuble will
heute wieder seine Amtsge-
schäfte aufnehmen und nach
Brüssel zu einem Treffen der
Euro-Gruppe reisen.

UNTERSTÜTZUNG.
Die Bundeswehr in Nordaf-
ghanistan bekommt nach An-
gaben von Verteidigungsminis-
ter Karl-Theodor zu Gutten-
berg demnächst massiv Luft-
unterstützung durch über 40
US-Kampfhubschrauber.

BOMBENDROHUNG.
Nach einer anonymen Bom-
bendrohung mussten 2500
Besucher eines Tattoo-Festi-
vals auf der Messe Chemnitz
am Samstag vorübergehend
das Festivalgelände verlassen.

KAMPFHUND.
Ein freilaufender aggressiver
Kampfhund ist in Bremen
von der Polizei auf offener
Straße erschossen worden.

GERETTET.
Ein neunjähriges Mädchen ist
in Ohr (Niedersachsen) aus ei-
nem zehn Meter tiefen Brun-
nen, in den es beim Spielen
gefallen war, gerettet worden.

BURKA.
Unmittelbar vor der Islamkon-
ferenz hat die Integrationsbe-
auftragte der Regierung, Ma-
ria Böhmer, eine Debatte über
ein Burka-Verbot wie in Frank-
reich und Belgien abgelehnt.

ROLLSTUHLFAHRER.
Auf dem Weg nach Hause ist
ein Rollstuhlfahrer in Frank-
furt am Main auf die Auto-
bahn A 661 gefahren.

BANDENKRIEG.
Mitglieder der Rockerbande
„Hells Angels“ aus Mannheim
haben in Lorsch (Kreis Berg-
straße) Anhänger eines ande-
ren Motorradclubs bedroht.
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PERSONALIE

Günter Nooke (51), Afrika-
beauftragter der Bundesregie-
rung, gilt als aussichtsreicher
Kandidat für die Leitung der
Stasi-Unterlagenbehörde. Hier
endet 2011 die Amtszeit von
Marianne Birthler. Nooke
(CDU) kommt aus der DDR-
Bürgerrechtsbewegung.

LOTTO-TOTO

Lotto am Samstag

5 − 10 − 11 − 35 − 36 − 41
Zusatzzahl: 7
Superzahl: 5

„Spiel 77“
1 − 6 − 7 − 2 − 4 − 6 − 2

Zusatzlotterie „Super 6“
5 − 3 − 2 − 5 − 8 − 4

Auswahlwette 6 aus 45
12 - 13 - 16 - 20 - 32 - 38

Zusatzspiel: 33

Dreizehnerwette
2 - 1 - 1 - 1- 2 - 2 - 2 -1 - 2 - 1 -

1 - 0 - 0

Wochenzhg. Glücksspirale

10 �: 6; 20 �: 58; 50 �: 549;
500 �: 2850; 5000 �: 51 847;
100 000 �: 787 197, 554 212

Prämien zu je 7500 �:
5 909 406, 3 067 606

ARD-Fernsehlotterie

3 576 269 Mercedes A 160
0 545 546 Mercedes B 160
9 231 911 Wellness-Reise
1 258 041 1 Woche Tirol
4 746 937 100 000 �

Süddeutsche Klassenlotterie
1 000 000 �: 0 040 134
100 000 �: 0 546 862,
1 117 225, 2 018 895,

2 195 985, 2 479 950
50 000 �: 0 261 802,
0 435 136, 1 297 050,

1 856 887, 2 363 422
25 000 �: 0 875 749,
1 003 725, 1 792 417,

2 188 488, 2 305 156
1000 �: 3510, 6011, 7508,

8998
200 �: 99

Tele-Bingo/Vier Ecken
B1-10-12-13-15
I20-21-25-26-29
N32-35-37-38-42

G48-49-50-54-57-59-60
O63-65-69-71-72

Das Kreuz

I19-27-G51-52
Rahmen

B6-7-I16-28-N34-40-41
G58-O64

Full House
B2-3-11-14-I30-N44-O67

Aktion Mensch
Geldgewinne: 3 317 414
Traumhäuser: 9 943 041
Zusatzgehalt: 4 114 828

Rente − ein Leben lang:
0 894 327, 9 658 675

Keno
2 - 4 - 5 - 6 - 11 - 18 - 23 - 27 -
35 - 36 - 38 - 47 - 49 - 51 - 52 -

54 - 55 - 59 - 66 - 67

plus-5-Gewinnzahl: 0 6 5 5 1
(Angaben ohne Garantie)

Fast alle gegen die Kanzlerin
Die Union streitet sich weiter über die Steuerpolitik und erneut um die Laufzeiten der Atomkraftwerke

Aus den Ländern häufen
sich die Angriffe auf CDU-
Chefin Angela Merkel. Da-
bei nutzt manch Regie-
rungschef im Atomstreit
den Umweg über den Bun-
desumweltminister.

Von Martin Debes

ERFURT/BERLIN.
In ihrem ersten halben Jahr im
Amt war von der Thüringer Re-
gierungschefin wenig in Berlin
zu hören. Nur einmal, als die
Union über die Atomkraftwer-
ke stritt, stellte sich Lieber-
knecht auf die Seite von Bundes-
umweltminister Norbert Röttgen
(CDU), der Laufzeitverlänge-
rungen in Frage gestellt hatte.

Das dies kein Ausrutscher war,
bewies die Ministerpräsidentin
gestern. „Eine Mogelpackung“
sei das, wenn der baden-würt-
tembergische Regierungschef
Stefan Mappus (CDU) vorschla-

ge, die Atomlaufzeiten auch oh-
ne Zustimmung des Bundesrats
zu ändern. Die Gesetzesnovel-
le betreffe die Länder, deshalb
müssten sie auch gefragt werden,
sagte Lieberknecht der „Thürin-
ger Allgemeine“. Längere Lauf-
zeiten für AKW müssten maßvoll
erfolgen. Die Atomkraft sei
„keine Zukunftstechnologie“.

Zuvor hatte dagegen Mappus
zum Thema Bundesrat erklärt:
„Wir haben ihn nicht zum Be-
schluss des Gesetzes gebraucht,
also brauchen wir ihn auch
nicht zur Änderung dieses Ge-
setzes.“ Merkel scheint diese Li-
nie inzwischen auch zu verfol-
gen. Ihr Kanzleramtsminister
Ronald Pofalla (CDU) sagte
der WAZ-Mediengruppe, man
werde ein „zustimmungsfreies
Gesetz“ erarbeiten, so wie es vor
Jahren Rot-Grün getan habe.

Hinter dem Atom-Streit ste-
hen aber vor allem strategische
Interessen. Um Mappus hat
sich ein Gruppe konservativer

Politiker gebildet, zu der auch
der Thüringer CDU-Fraktions-
chef Mike Mohring gehört.

Ihr Angriffsziel heißt Merkel.
Der neue Stuttgarter Regie-
rungschef, der sich schon in
zehn Monaten zur Landtags-
wahl stellen muss, nahm dabei
den Weg über Röttgen. „Was

der Bundesumweltminister in
den letzten Monaten abgelie-
fert hat“, sagte er, „würde si-
cherlich auch die Note befrie-
digend nicht erfüllen.“ Denn es
sei nicht das, „was wir vor der
Wahl zugesagt haben“.

Mappus sprang auch dem
hessischen CDU-Ministerprä-
sidenten in dessen Streit um
Steuererhöhungen bei. Er be-
zweifelte wie Roland Koch,
dass der im sogenannten Bil-
dungspakt vorgesehene Zeit-
rahmen eingehalten werden
könne. Es sei in Ordnung, dass
Koch Sparvorschläge mache.

Zuvor hatten auch Bayerns
Regierungschef Horst Seehofer
(CSU) und Sachsens Minister-
präsident Stanislaw Tillich
(CDU) das Ziel in Frage gestellt,
bis 2015 die Ausgaben für Bil-
dung und Forschung auf zehn
Prozent der Wirtschaftsleis-
tung zu erhöhen. Mohring hat-
te dazu gegenüber TA darauf
verwiesen, dass der Bund auch

dafür zahlen müsse, wenn er et-
was fordere.

Merkel versuchte am Wochen-
ende mit einem Machtwort die
Debatte zu beenden. Es bleibe
bei den gefassten Beschlüssen,
auch bei jenem zum Ausbau
der Kindergärten. Doch Koch
legte nach. „Gespart werden
muss auch hier“, erklärte er.
„So schwer es fällt, wir werden
das Ziel für Bildung verschie-
ben müssen.“ Sowieso seien
Steuererhöhungen nur dann zu
vermeiden, „wenn wir die staat-
lichen Ausgaben entsprechend
den Vorgaben der Schulden-
bremse senken“.

Der Bildungsgipfel von Bund
und Ländern, auf dem die alten
Beschlüsse bekräftigt werden
sollen, ist für den 10. Juni termi-
niert. Bis dahin werden die An-
griffe, die von den Unions-Mi-
nisterpräsidenten verabredet
wurden, nicht aufhören.

Nur die einzige Ministerpräsi-
dentin macht da nicht mit.

NETT: Mappus beim Kar-
neval. Er kann auch anders.
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Merkel lehnt Finanztransaktionssteuer ab
Der DGB-Vorsitzende Mi-
chael Sommer konnte
Kanzlerin Merkel mit der
Forderung nach einer Fi-
nanztransaktionssteuer
nicht überzeugen. Sie sähe
davon die Unternehmen be-
troffen, sagte sie beim DGB-
Kongress in Berlin. Der
CSU-Chef Host Seehofer
und der FDP-Politiker Jür-
gen Kubicki schließen sich
der DGB-Forderung an.

BERLIN.
Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) hat sich gegen eine
Finanztransaktionssteuer aus-
gesprochen. Bei der Eröffnung
des DGB-Bundeskongresses in
Berlin betonte sie gestern, dass
der Internationale Währungs-
fonds (IWF) vielmehr eine Fi-
nanzaktivitätssteuer, also eine
Besteuerung der Boni, Gehäl-
ter und Gewinne von Banken,
befürworte. Eine Finanztrans-
aktionssteuer hingegen würde

auch die Unternehmen treffen,
warnte sie.

DGB-Chef Michael Sommer
hatte nachdrücklich eine solche
Steuer gefordert. „Unsere Ge-
duld gegenüber Gier und Geiz
ist am Ende“, sagte er. Diejeni-
gen, die gegen Griechenland
spekulierten, würden früher
oder später auch Spanien, Por-
tugal, Irrland, Italien und
schließlich auch Deutschland
ins Visier nehmen. Freiwillige
Selbstverpflichtungen wie die

geplante Bankenabgabe seien
„keine vernünftige Alternati-
ve“. Merkel verteidigte diese
Abgabe, betonte allerdings: „Die
Bankenabgabe ist richtig, sie
sollte aber nicht das einzige In-
strument sein.“ Uneinigkeit
herrschte auch beim Thema
Schuldenbremse. Sommer gei-
ßelte das Instrument zur Kon-
solidierung der Haushalte als
„völlig unsinnig“ und forderte
eine Überprüfung. Merkel plä-
dierte für die Beibehaltung.

Im Zusammenhang mit dem
Euro-Rettungspaket macht sich
inzwischen auch der CSU-Vor-
sitzende Horst Seehofer für ei-
ne Finanzmarkttransaktions-
steuer stark. Ebenso setzt sich
Schleswig-Holsteins FDP-Frak-
tionschef Jürgen Kubicki entge-
gen der Parteilinie für eine Be-
steuerung von Finanztransak-
tionen ein. Den Widerstand in-
nerhalb seiner Partei könne er
nicht nachvollziehen. Die FDP
lehnt die Steuer ab. ddp/apn

An den Pranger gestellt
Nach einem Internetaufruf protestierten dutzende Menschen gegen einen Sexualstraftäter

In Gera wird ein Sexualstraf-
täter bloßgestellt, der nach
seiner Verurteilung in einer
Plattenbausiedlung wohnt.
Rechte Gruppierungen ent-
decken das Thema für sich.

Von Kai Mudra

GERA.
Das Wetter ist nasskalt, die
Szene gespenstisch. Am Rande
einer Geraer Plattenbausiedlung
versammeln sich mehrere Dut-
zend junge Menschen. Einige

Frauen tragen kleine Kinder
auf dem Arm. Viele Männer ste-
cken in Klamotten, die auch in
der Neonaziszene beliebt sind.

Polizisten sichern die Zufahrts-
straßen, kontrollieren die Anrei-
senden. Harmlos war per Inter-
net eine Mahnwache für Sams-
tag angekündigt worden, gegen
einen „verurteilten Kinderschän-
der“, wie es auf einer Seite der
rechtsextremen Szene heißt.

Ein Missbrauchsopfer kommt
zu Wort und eine Mutter, deren
Tochter misshandelt wurde. Sie
wollen die Menschen warnen,

sagen sie. Sprechen von „trau-
riger Realität“ und davon, dass
„solche Subjekte“ immer noch
frei herumlaufen.

Ganz so, als würde sexueller
Missbrauch akzeptiert, als gebe
es gegen den Mann, der Ziel
des Auflaufs ist, kein Urteil.

„Todesstrafe für Kinderschän-
der“ prangt auf den Rücken ei-
niger Demonstranten. Eine be-
liebte Losung der Rechtsextre-
men: dumpf und populistisch.
Die Konsequenz wäre eine ra-
dikale Strafverschärfung, der
Abschied vom Rechtssystem, das

auf die Chance der Resoziali-
sierung setzt und darauf, jede
Tat einzeln zu verurteilen.

Missbrauchsopfer sehen das
womöglich anders. Ihr Trauma
verfolgt sie oft ein Leben lang.

Die Justiz kann das Gesche-
hene nicht wieder gut machen.
Sie soll Täter angemessen be-
strafen. Ist die Schuld abgegol-
ten, kommt der Verurteilte wie-
der frei, gilt er als ungefährlich.

Wieso stehen die Demonstran-
ten nicht vor dem Gericht in Ge-
ra, an dem das Urteil gespro-
chen wurde? Was gibt ihnen

die Gewissheit, dass der Mann
sich ein neues Opfer sucht? Ihre
Mahnwache gerät zum Rufmord.

Die Aktion ist auch deshalb be-
sorgniserregend, weil sie den ge-
sellschaftlichen Konsens unter-
läuft, dass unabhängige Ge-
richte über Straftäter urteilen.

Wer will denn ohne diese Un-
abhängigkeit noch garantieren,
dass populistische Gruppierun-
gen radikale Strafen nur für
Kinderschänder fordern. In har-
ten Zeiten könnten politisch an-
ders Denkende oder Anders-
gläubige genauso betroffen sein.


